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Bebauungsplan Nr. 59
„An der Feuerwehr“

Gemeinde HövelhofLsw h = 4,5 m

Planunterlage
Die Darstellung der Grundstücks-
grenzen stimmt mit dem Kataster-
nachweis überein.

Stand: 14.03.2024

Die Planunterlage entspricht den An-
forderungen des § 1 der Planzeichen-
verordnung.

Kreis Paderborn
Amt für Geoinformation, Kataster
und Vermessung

Im Auftrag

 ............................

Aufstellungsbeschluss
Der Rat der Gemeinde Hövelhof hat
am ……………….. beschlossen, diesen
Bebauungsplan gem. § 2 (1) BauGB
aufzustellen.
Der Beschluss wurde am ………………..
ortsüblich bekanntgemacht.

Hövelhof, den ………………..

Bürgermeister

Frühzeitige Beteiligung
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbetei-
ligung gem. § 3 (1) BauGB fand in der
Zeit vom ……………….. bis ………………..
durch die Veröffentlichung im Inter-
net sowie die öffentliche Auslegung
statt.
Ort und Zeit der Veröffentlichung im
Internet sowie der öffentlichen Ausle-
gung wurden am ……………….. ortsüb-
lich bekannt gemacht.
Die Beteiligung der Behörden und
sonstigen Träger öffentlicher Belange
ist gem. § 4 (1) BauGB erfolgt.

Hövelhof, den ………………..

Bürgermeister

Satzungsbeschluss
Dieser Plan ist gem. § 10 BauGB und
§ 7 der Gemeindeordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom
14.07.1994 (GV.NRW. S. 666) vom Rat
der Gemeinde am ……………….. als
Satzung beschlossen worden.

Hövelhof, den ………………..

Bürgermeister

Bekanntmachung und Inkrafttreten
Der Satzungsbeschluss ist am
……………….. ortsüblich bekannt ge-
macht worden. Nach Durchführung
der Bekanntmachung ist der Bebau-
ungsplan in Kraft getreten.

Hövelhof, den ………………..

Bürgermeister

Übereinstimmungserklärung
Hiermit wird bestätigt, dass der Be-
bauungsplan mit dem Beschluss des
Rates der Gemeinde vom ………………..
übereinstimmt und dass nach § 2 (1)
und (2) der Bekanntmachungsverord-
nung NRW verfahren worden ist.

Ausfertigung:

Hövelhof, den ………………..

Bürgermeister

Veröffentlichung
Dieser Plan wurde als Entwurf ein-
schließlich Text und Begründung
gem. § 3 (2) BauGB in der Zeit vom
……………….. bis ……………….. im Inter-
net veröffentlicht sowie öffentlich
ausgelegt.
Die Veröffentlichung im Internet so-
wie die öffentliche Auslegung wurde
am ……………….. ortsüblich bekannt-
gemacht.
Die Beteiligung der Behörden und
sonstigen Träger öffentlicher Belange
ist gem. § 4 (2) BauGB erfolgt.

Hövelhof, den ………………..

Bürgermeister

Das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017
(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20.12.2023 (BGBl.
2023 I Nr. 394);

Die Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung
– BauNVO), in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBI. I S. 3786),
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176);

Das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in der Fassung vom 29.07.2009 (BGBl. I S.
2542), zuletzt geändert durch Artikel 48 des Gesetzes vom 23.10.2024 (BGBl. 2024 I S.
323);

Die Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Plan-
inhaltes (Planzeichenverordnung - PlanZV) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBl. I S. 1802);

§ 89 der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung 2018 –
BauO NRW 2018) in der Fassung der Bekanntmachung vom 04.08.2018 und
01.01.2019 (GV. NRW. S. 421), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 31.10.2023 (GV.
NRW. S. 1172);

Die Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW), in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 05.07.2024 (GV. NRW. S. 444);

Das Wassergesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz – LWG) in
der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes zur Änderung wasser- und wasserverbands-
rechtlicher Vorschriften vom 08.07.2016 (GV. NRW. S. 559), zuletzt geändert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 17.12.2021 (GV. NRW. S. 1470);

Das Landesbodenschutzgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesboden-
schutzgesetz – LBodSchG) vom 09.05.2000 (GV. NRW. S. 439), zuletzt geändert durch
Artikel 5 des Gesetzes vom 20.09.2016 (GV. NRW. S. 790);

Das Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG NRW) geändert in der Fassung der Bekannt-
machung vom 21.07.2000 (GV. NRW. S. 487), zuletzt geändert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 05.03.2024 (GV. NRW. S. 156);

Das Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 17. 05 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel Artikel 1
des Gesetzes vom 24.02.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 58);

Das Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz – WHG) in der
Fassung vom 31. 07.2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Geset-
zes vom 22.12.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 409).

Anmerkung
Die im Bebauungsplan in Bezug genommenen Gesetze, Verordnungen, Erlasse, Gut-
achten, DIN-Vorschriften und sonstigen außerstaatlichen Regelwerke sind während
der Dienststunden im Rathaus der Gemeinde Hövelhof, Bauamt, Schlossstraße 14,
33155 Hövelhof einsehbar.

Gemeinde Hövelhof
Bebauungsplan Nr. 59
„An der Feuerwehr“

Bestandteile des Bebauungsplanes sind:
A. Zeichnerische Festsetzungen

B. Rechtsgrundlagen

C. Textliche Festsetzungen mit Zeichenerklärungen und Anmerkungen

D. Örtliche Bauvorschriften gem. § 89 BauO NRW i. V. m. § 9 (4) BauGB

E. Sonstige Darstellungen, Anmerkungen und Hinweise zum Planinhalt

Beigefügt ist diesem Bebauungsplan:
- Begründung

Höhe der baulichen Anlagen
maximal zulässige Gebäudehöhe in Metern

Oberer Bezugspunkt
Der obere Bezugspunkt für die Gebäudehöhe ist der oberste Abschluss des
Gebäudes.

Unterer Bezugspunkt
Unterer Bezugspunkt in Metern über Normalhöhennull (m ü. NHN)
Als unterer Bezugspunkt für die Höhen baulicher Anlagen ist die in der über-
baubaren Grundstücksfläche festgesetzte Höhenlage maßgebend. Für ein zu
errichtendes Gebäude gilt als unterer Bezugspunkt die festgesetzte NHN-
Höhe.

C.4 Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen gem.
§ 9 (1) Nr. 2 BauGB i. V. m. §§ 22 und 23 BauNVO

offene Bauweise

nur Einzelhäuser zulässig (§ 22 BauNVO)

Baugrenze

überbaubare Grundstücksfläche
nicht überbaubare Grundstücksfläche

C.5 Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze und
Garagem gem. § 9 (1) Nr. 4 und 22 BauGB

Flächen für Stellplätze

C.6 Maßnahmen zur Nutzung erneuerbarer Energien
gem. § 9 (1) Nr. 23 b BauGB

In dem festgesetzten Baugebiet sind auf Flachdächern auf mindestens 50 %
der Bruttodachfläche Solar-/Photovoltaik-Module zu installieren.

C.7 Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und
Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege
und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft gem. § 9 (1) Nr. 20 und 25b BauGB

Dachbegrünung
Flachdächer sind zu begrünen und zu erhalten. Die Bepflanzung ist mit ei-
ner artenreichen, standortgerechten Vegetation aus Sedum, Kräutern und
Gräsern vorzunehmen, fachgerecht zu pflegen und dauerhaft zu erhalten.
Flächenhafte Ausfälle der Vegetation ab 5 m² sind gleichartig zu ersetzen.
Von der Begrünungspflicht ausgenommen sind Dachflächenbereiche für
erforderliche Oberlichter und haustechnische Einrichtungen sowie Dach-
flächenbereiche mit Anlagen zur Solarenergienutzung.

Dacheindeckung
Dacheindeckungen aus unbeschichtetem Metall sind unzulässig.

C.8 Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen
zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen
im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
sowie die zum Schutz vor solchen Einwirkungen
oder zur Vermeidung oder Minderung solcher Ein-
wirkungen zu treffenden baulichen und sonstigen
Vorkehrungen gem. § 9 (1) Nr. 24 BauGB

Lärmschutzwand

Umgrenzung der Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum
Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes
Gemäß DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“ sind an Gebäudeseiten und
Dachflächen von schutzbedürftigen Räumen passive Schallschutzmaßnah-
men erforderlich. Die Lärmpegelbereiche zur Bestimmung des erforderli-
chen R'w,res sind im Nutzungsplan gekennzeichnet:
Lärmpegelbereich II = maßgeblicher Außenlärm 56-60 dB(A)
Lärmpegelbereich III = maßgeblicher Außenlärm 61-65 dB(A)
Lärmpegelbereich IV = maßgeblicher Außenlärm 66-70 dB(A)
Fenster von überwiegend zum Schlafen genutzten Räumen mit Fenstern
(i. d. R. Schlaf- und Kinderzimmer) sind innerhalb der Lärmpegelbereiche III
bis IV zu Lüftungszwecken mit einer schalldämmenden Lüftungseinrichtung
auszustatten. Eine schallgedämmte Lüftung ist nicht erforderlich, wenn zu-
sätzliche Fenster in den Bereichen vorgesehen sind, die keine nächtliche
Überschreitung der Orientierungswerte, gemäß DIN 18005 – Schallschutz im
Städtebau –, aufweisen.
Entsprechend der DIN 4109-2:2018-01 gilt für die den maßgeblichen Lärm-
quellen abgewandten Gebäudeseiten die Regelung, dass bei offener Bebau-
ung der Außenlärmpegel ohne besonderen Nachweis um 5 dB(A) bzw. einen
Lärmpegelbereich abgesenkt werden darf.
Innerhalb der festgesetzten Lärmpegelbereiche III und IV sind Außenwohn-
bereiche (Terrassen, Balkone) durch Ausrichtung oder architektonische
Selbsthilfe (z. B. Balkon- und Terrassenverglasungen) so zu schützen, dass
eine Einhaltung des maßgeblichen Außenlärmpegels von 60 dB(A) tagsüber
gewährleistet wird. Hiervon kann abgewichen werden, wenn wohnungsbe-
zogen nachgewiesen werden kann, dass ein weiterer Außenwohnbereich be-
reits den vorgenannten Bestimmungen entspricht.
Bei allen verglasten Vorbauten, Terrassen und Balkonen sind zweckmäßige
Lüftungen vorzusehen. Von den vorgenannten Festsetzungen kann abgewi-
chen werden, wenn im Rahmen eines Einzelnachweises nach DIN 4109 er-
mittelt wird, dass geringere Maßnahmen ausreichen, um den erforderlichen
Schallschutz sicherzustellen.
Von den vorgenannten Festsetzungen kann abgewichen werden, wenn im
Rahmen eines Einzelnachweises nach DIN 4109 ermittelt wird, dass geringe-
re Maßnahmen ausreichen, um den erforderlichen Schallschutz sicherzu-
stellen.

C.9 Zulässige Nutzung nach Eintritt bestimmter
Umstände gem. § 9 (2) BauGB i. V. m. § 9 (1) Nr.24
BauGB

Innerhalb des festgesetzten Allgemeinen Wohngebietes (WA) sind bauliche
Anlagen erst dann zulässig, wenn die im Bebauungsplan festgesetzte Lärm-
schutzwand südlich zum Feuerwehrgerätehaus vollständig errichtet wurde.

C.1 Grenzen gem. § 9 (7) BauGB und Abgrenzungen
gem. §§ 1 (4) und 16 (5) BauNVO

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes gem. § 9
(7) BauGB

C.2 Art der baulichen Nutzung gem. § 9 (1) Nr. 1
BauGB i. V. m. §§ 1–15 BauNVO

Allgemeines Wohngebiet gem. § 4 BauNVO i. V. m. § 1 (5) und (6) BauNVO

Zulässig sind:
- Wohngebäude gem. § 4 (2) Nr. 1 BauNVO
- die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speise-

wirtschaften sowie nicht störende Handwerksbetriebe gem. § 4 (2) Nr. 2
BauNVO

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche
Zwecke gem. § 4 (2) Nr. 3 BauNVO

Ausnahmsweise können zugelassen werden:
- Betriebe des Beherbergungsgewerbes gem. § 4 (3) Nr. 1 BauNVO
- Sonstige nicht störende Gewerbebetriebe gem. § 4 (3) Nr. 2 BauNVO
- Anlagen für Verwaltungen gem. § 4 (3) Nr. 3 BauNVO

Unzulässig sind gem. § 1 (6) Nr. 1 BauNVO:
- Gartenbaubetriebe gem. § 4 (3) Nr. 4 BauNVO
- Tankstellen gem. § 4 (3) Nr. 5 BauNVO

C.3 Maß der baulichen Nutzung gem. § 9 (1) Nr. 1
BauGB i. V. m. §§ 16-21 BauNVO

Grund- und Geschossflächenzahl, Vollgeschosse
maximale Grundflächenzahl (GRZ)

maximale Geschossflächenzahl (GFZ)

zwei Vollgeschosse als Höchstmaß

E. Sonstige Darstellungen, Anmerkungen und
Hinweise zum Planinhalt
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vorhandene Bebauung

Flurstücksnummer

vorhandene Flurstücksgrenze

Flurbezeichnung

Maßzahl (in m)

40m3020100

Maßstab im Original 1 : 500

0

Verfahrensstand: Entwurf
Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (2) BauGB,

der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (2) BauGB

Größe des
Plangebietes:

Gemarkung:

Flur:

Flurstücke:

0,35 ha

Hövelhof
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D.  Örtliche Bauvorschriften gem. § 89 BauO NRW
i. V. m. § 9 (4) BauGB
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Dacheindeckung / Nutzung solarer Strahlungsenergie
Glänzende oder glasierte Dachpfannen/Ziegel sind unzulässig, sofern sie
nicht der Nutzung solarer Strahlungsenergie dienen. Solaranlagen sind bei
der Anbringung auf geneigten Dachflächen in gleicher Neigung auszurich-
ten. Aufgeständerte, nicht zur Dachfläche parallel verlaufende Anlagen sind
bei Flachdächern zulässig.

Kultur- und erdgeschichtliche Bodenfunde
Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/oder naturgeschichtliche
Bodenfunde, d. h. Mauern, alte Gräben, Einzelfunde aber auch Veränderungen und
Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit, Höhlen und Spalten, aber auch
Zeugnisse tierischen und/oder pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit) ent-
deckt werden. Die Entdeckung von Bodendenkmälern ist der Stadt/Gemeinde als Un-
tere Denkmalbehörde und/oder der LWL­Archäologie für Westfalen/Außenstelle Bie-
lefeld (Am Stadtholz 24a, 33609 Bielefeld, Tel.: 0521 52002-50; Fax: 0521 52002-39;
E-Mail: lwl-archaeologie-bielefeld@lwl.org) unverzüglich anzuzeigen. Das entdeckte
Bodendenkmal und die Entdeckungsstätte sind bis zum Ablauf von einer Woche nach
der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Obere Denkmalbehörde die Ent-
deckungsstätte vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. Die Obere
Denkmalbehörde kann die Frist verlängern, wenn die sachgerechte Untersuchung
oder die Bergung des Bodendenkmals dies erfordern und dies für die Betroffenen zu-
mutbar ist (§ 16 (2) DSchG NRW). Gegenüber der Eigentümerin oder dem Eigentümer
sowie den sonstigen Nutzungsberechtigten eines Grundstücks, auf dem Bodendenk-
mäler entdeckt werden, kann angeordnet werden, dass die notwendigen Maßnahmen
zur sachgemäßen Bergung des Bodendenkmals sowie zur Klärung der Fundumstände
und zur Sicherung weiterer auf dem Grundstück vorhandener Bodendenkmäler zu
dulden sind (§ 16 (4) DSchG NRW).

Artenschutz
Um individuelle Verluste während der Baustellenphase („Tötungsverbot“ nach § 44 (1)
Nr. 1 BNatSchG) zu vermeiden, ist es erforderlich, die Baufeldräumung, insbesondere
den Rückschnitt bzw. die Entfernung von Gehölzen außerhalb der Brutzeit, also im
Zeitraum von Oktober bis Februar durchzuführen.
Eine Ausweitung dieses Zeitraumes ist möglich, sofern im Rahmen einer zuvor durch-
geführten Kontrolle nachgewiesen wird, dass es im Eingriffsbereich nicht zu einer
Brutansiedlung gekommen ist (im Falle eines Brutnachweises wären die Bautätigkei-
ten dann unter Umständen vorübergehend auszusetzen).

Entwässerungssatzung
Gemäß § 7 GO NRW i. V. m. § 9 (6) BauGB gilt für den Geltungsbereich des Bebauungs-
planes die Satzung über die Entwässerung der Grundstücke und den Anschluss an die
öffentlichen Abwasseranlagen – Entwässerungssatzung – der Gemeinde Hövelhof vom
18.12.2014. Gemäß § 13 (8) der Entwässerungssatzung sind bei einem bestehenden
Anschluss zur Beseitigung des Niederschlagswassers, die anfallenden Wassermengen
zu sammeln und dem Niederschlagswasserkanal über die Grundstücksanschluss-
leitung zuzuführen. Eine Ableitung über öffentliche Flächen ist untersagt.

Stellplatzsatzung
Gemäß § 7 GO NRW i. V. m. § 9 (6) BauGB gilt für den Geltungsbereich des Bebauungs-
planes die Satzung über die erforderlichen Stellplätze für Kraftfahrzeuge und die Ablö-
sebeträge für Kraftfahrzeugstellplätze – Stellplatzsatzung – der Gemeinde Hövelhof
vom 21.05.2015.
Gemäß § 4 (1) i. V. m. Anlage 1 der Stellplatzsatzung sind für Einfamilienhäuser, Dop-
pelhäuser und Hausgruppen 2 Stellplätze je Haus erforderlich. Bei Mehrfamilienhäu-
sern und Einliegerwohnungen gilt folgender Stellplatzschlüssel:

- bei 50 m² Wohnfläche 1 Stellplatz je Wohnung,
- bei 75 m² Wohnfläche 1,5 Stellplätze je Wohnung,
- ab 75 m² Wohnfläche 2 Stellplätze je Wohnung.

Die von einem Kraftfahrzeug befahrene Fläche zwischen Garage oder Carport und der
öffentlichen Verkehrsfläche (Stauraum) kann gem. § 5 (4) der Stellplatzsatzung als
Stellplatz anerkannt werden, wenn die Garage oder der Carport mehr als 5,00 m von
der öffentlichen Verkehrsfläche entfernt ist und die Stellplätze derselben Wohneinheit
zugeordnet sind.
Die Anlage von Grundstückszufahrten ist gem. § 6 (1) der Stellplatzsatzung auf das er-
forderliche Maß zu begrenzen, darf jedoch eine Breite von maximal 6,00 m je Bau-
grundstück nicht überschreiten.

Bodenaushub
Es wird empfohlen, gem. der Satzung über die Abfallentsorgung des Kreises Pader-
born, Bodenaushub soweit wie möglich im Plangebiet zu verwerten. In der vorberei-
tenden Bauphase (z. B. Baugrubenaushub) ist auf Anzeichen von Altablagerungen zu
achten. Sofern derartige Feststellungen getroffen werden, ist das Umweltamt des
Kreises Paderborn umgehend zu verständigen.

Nutzung von Grundwässer/Erdwärme
Die Nutzung von Grundwasser/Erdwärme unterliegt den Bestimmungen des Wasser-
haushaltsgesetzes. Hiernach ist für derartige Vorhaben und die hiermit im Zusam-
menhang stehenden Maßnahmen (z. B. Bohrungen) vor deren Umsetzung die wasser-
rechtliche Erlaubnis beim Umweltamt des Kreises Paderborn einzuholen.

Überflutungsvorsorge
Um Schäden aus Starkregen- und Überschwemmungsereignissen vorzubeugen, wird
empfohlen, Öffnungen von Gebäuden (z. B. Eingänge, Kellerlichtschächte) baulich zum
Schutz vor Überflutung mit einer Überhöhung von mind. 20 cm gegenüber der an-
grenzenden Geländeoberfläche auszuführen. Geländeveränderungen (Auffüllungen,
Aufkantungen etc.), die wild abfließendes Wasser aufstauen oder schädlich umlenken
können, dürfen nicht durchgeführt werden. Gemäß DIN 1986-100 muss ein Überflu-
tungsnachweis für ein Grundstück ab 800 m² abflusswirksamer Fläche erfolgen. Da
hier von einer bebauten Fläche von > 800 m² zu rechnen ist, wird dieser Nachweis sei-
tens des Abwasserwerkes der Gemeinde Hövelhof gefordert.

Überflutungsnachweis
Gemäß der derzeit gültigen Entwässerungssatzung der Gemeinde Hövelhof §7 (4)
kann die Gemeinde bestimmen, ob auf einem Grundstück eine Rückhaltung oder eine
dosierte Einleitung des Abwassers erfolgen muss. Da das dargestellte Gebiet im Be-
bauungsplan als ein zusammenhängendes Flurstück fungiert und eine bebaute Fläche
von > 800 m² erstehen wird, wird seitens des Abwasserwerkes der Gemeinde Hövel-
hof eine Rückhaltung des anfallenden Regenwassers gefordert. Dabei ist eine maximal
gedrosselte Einleitung von 7,5 l/s×ha in den öffentlichen Kanal einzuhalten.

0,8

106,50 m

WA


